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ICE-Neubaustrecke / Ausbau Autobahn A 8:  
Grundwasserschutz hat hohe Priorität

Starkregen, die statistisch sel-
tener als alle zehn Jahre auftre-
ten, wird das Wasser von über-
laufenden Rückhaltebecken im 
Umkreis abgegeben und versi-
ckert. Im Normalfall gelangt also 
das gesamte Abwasser der Stra-
ße und der Böschungen in ein 
zentrales Regenklärbecken. Um 
den Grundwasserschutz voll-
ständig sicherzustellen, soll das 
Wasser im Endausbau in den 
nachfolgenden Bauabschnitt 
zwischen dem Anschluss Ulm-

West bis zum Elchinger Kreuz 
geleitet werden, wo es – außer-
halb des Wasserschutzgebietes 
– zwischen Elchingen und Ner-
singen in die Donau gelangt. 

Das auf der Bahnstrecke an-
fallende Regenwasser hat ein 
deutlich geringeres Gefähr-
dungspotential als das Regen-
wasser von der Autobahn. Es soll 
in sechs kombinierte Regenklär- 
und Regenrückhaltebecken flie-
ßen und dann versickern. 
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Die geplante Neubaustrecke 
der Deutschen Bahn und 

der Ausbau der Autobahn A 8 
auf der Albhochfläche bis Ulm 
(zwischen Hohenstadt und Ulm-
West) verläuft fast vollständig 
durch das Wasserschutzgebiet 
„Lautern“ des Zweckverbandes 
Ulmer Alb. Die Alb als Karstge-
birge mit ihren Klüften und Höh-
len ist ein sensibles Gebiet, was 
den Wasserschutz angeht. Ver-
unreinigungen könnten inner-
halb weniger Tage in die Brun-
nen der öffentlichen Trinkwas-
serversorgung gelangen.

Bei der Planung der Neu-
baustrecke der Bahn und des 
Ausbaues der Autobahn A 8 war 
den Verantwortlichen bei der 
Straßenbau- wie bei der Wasser-
wirtschaftsverwaltung im Regie-
rungspräsidium Tübingen sowie 
dem Landratsamt als Fachbe-
hörde vor Ort klar, dass hier ho-
he Schutzanforderungen gelten.

Das Straßenoberflächenwas-
ser und das in abgedichteten 
Böschungen anfallende Regen-
wasser wird gesammelt und in 
Regenklärbecken mechanisch 
behandelt. Die Ende 2005 zur 
Planfeststellung der Ausbaustre-
cke eingereichte und detailliert 
abgestimmte Entwässerungspla-
nung sieht vor, das Abwasser zu 
sieben Streckentiefpunkten ab-
zuleiten. Dort fließt es zur Vor-
reinigung in sieben hintereinan-
der geschaltete Regenklär- und 
Regenrückhaltebecken und wird 
dann in ein großes, zentrales 
Regenklärbecken gepumpt. Le-
diglich bei außergewöhnlichen 

Lärmschutz

Auf Anregung des Landrats-
amts und einer Stellung-

nahme der Gemeinde Dorn-
stadt hat die Straßenbauverwal-
tung für die neue ICE-/A8-Trasse 
im Raum Dornstadt den vorge-
sehenen Lärmschutz verbes-
sert. Dem soll ein besonderer 

Asphaltbelag Rechnung tragen 
und der Lärmschutzwall wird 
abschnittsweise auf zehn Me-
ter erhöht werden. Damit benö-
tigen lediglich noch 20 Wohn-
gebäude Lärmschutzfenster (statt, 
wie bisher geplant, 225).
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Grundwasserschutz im Donauried

Grundwasserschutz ist un-
erlässlich. Dazu ist ein 

flächendeckender und umfas-
sender Ansatz notwendig mit 
dem Ziel, die natürliche Be-
schaffenheit des Grundwassers 
in Menge und Qualität zu erhal-
ten (Vorsorgeprinzip). Grund-
wasserverunreinigungen sind 
Langzeitschäden, die - wenn 
überhaupt - nur in sehr lan-
gen Zeiträumen und mit erheb-
lichem technischem und finan-
ziellem Aufwand zu beheben 
sind. 

Deshalb kommt dem vorbeu-
genden Grundwasserschutz eine 
besondere Bedeutung zu. Dazu 
wurden Wasserschutzgebiete 
mit entsprechenden Schutzvor-
schriften festgesetzt. Im Alb-Do-
nau-Kreis sind derzeit 68,5 Pro-
zent (rund 93.000 Hektar) der 
Kreisfläche Wasserschutzgebiet. 
Mit den noch geplanten Erweite-
rungen wird der Anteil auf rund 
70 Prozent steigen.

Aktuell steht mit dem Ge-
biet Donauried-Hürbe die Neu-
festsetzung des größten Wasser-

Neuabgrenzung des Wasserschutzgebiets Donauried-Hürbe

schutzgebietes in Baden-Württ-
emberg an. Der Zweckverband 
Landeswasserversorgung Stutt-
gart nutzt im Donauried bei 
Langenau eines der größten zu-
sammenhängenden und ergie-
bigsten Grundwasservorkom-
men in Deutschland. Das Was-
ser wird aus mehreren Brun-
nenreihen im Donauried sowie 
bei Giengen-Burgberg (Landkreis 
Heidenheim) gefördert. Aktuell 
werden dort cirka 41 Millionen 
Kubikmeter Grundwasser pro 
Jahr gewonnen, womit im We-
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sentlichen der Großraum Stutt-
gart versorgt wird. Das Schutz-
gebiet erstreckt sich mit dem 
größten Anteil auf den Alb-Do-
nau-Kreis, aber auch auf die 
Landkreise Heidenheim, Göp-
pingen und Neu-Ulm.

Anlass zur Überarbeitung 
des Wasserschutzgebietes wa-
ren neuere Erkenntnisse zur Ge-
ologie und zum Fließverhalten 
des Grundwassers. Auch von 
Seiten der betroffenen Landwirte 
und der Kommunen wurde die 
bestehende Abgrenzung der so 
genannten „Engeren Schutzzo-
ne“ wegen ihrer großen Ausdeh-
nung immer wieder kritisch hin-
terfragt. Die „Engere Schutzzo-
ne“ wird begrenzt von der 50-tä-
gigen Fließzeit des Wassers im 
Grundwasserkörper vom Ran-
de der Schutzzone bis zum Fas-
sungsbereich der Brunnen. Ne-
ben dem Bauverbot ist auch die 
Ausbringung von Gülle unter-
sagt. Zudem gelten für die Land-
bewirtschaftung hohe Auflagen. 
Nach einer Vielzahl von Dis-
kussionen und Besprechungen 
ist die fachliche Abgrenzung im 
September 2008 abgeschlossen 
worden. Der Beginn des Ver-
fahrens zur Neufestsetzung des 
Wasserschutzgebietes ist für das 
kommende Jahr geplant. Vorher 
werden die Betroffenen in den 
jeweiligen Gemeinden in öffent-
lichen Veranstaltungen über die 
neuen Schutzgebietsgrenzen so-
wie die Anpassung der Schutz-
bestimmungen informiert.

PFT im Klärschlamm und im Abwasser

Mitten in der Diskussion um 
den Ausstieg aus der Ver-

wertung der Klärschlämme auf 
landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen gerieten im Jahr 2006 Bela-
stungen mit perfluorierten Tensi-
den auf Böden und in Gewässern 
in die Schlagzeilen. Perfluorierte 
Tenside (PFT) sind organische 
Substanzen mit oberflächenak-
tiven Eigenschaften an deren 
Kohlenstoffgerüst die Wasser-
stoffatome durch Fluoratome er-
setzt sind. Sie werden seit etwa 
50 Jahren ausschließlich synthe-
tisch hergestellt und sind auf-
grund ihrer hohen Beständigkeit 
inzwischen weltweit in der Um-
welt nachweisbar. Die gesund-
heitlichen Risiken, die von die-
sen Stoffen ausgehen, sind noch 
nicht umfassend erforscht. 

Landesweit wurden im Jahr 
2007 die Klärschlämme von 154 
Kläranlagen in Baden-Württ-
emberg auf PFT untersucht, da-
runter auch die Kläranlagen in 
Ehingen, Erbach, Laichingen, 
Rottenacker, Schelklingen und 
Öpfingen. Einzig bei der Kläran-
lage in Rottenacker lag der Mess-
wert mit 154 Mikrogramm*/Kilo-
gramm über dem Orientierungs-
wert von 100 Mikrogramm/Kilo-
gramm Trockenmasse. Für diese 
Kläranlage erfolgte eine vertiefte 
Überprüfung gemeinsam mit der 
Gewerbeaufsicht. Im Einzugs-

gebiet der Kläranlage konnten 
jedoch keine Betriebe nachge-
wiesen werden, bei denen typi-
scherweise PFT ins Abwasser ge-
langen kann. Eine zweite Bepro-
bung im November 2007 ergab 
im Klärschlamm eine Belastung 
unterhalb des Orientierungs-
wertes. Der Zulauf lag mit 11,1 
Nanogramm**/Liter sogar weit 
unterhalb der Empfehlung der 
Trinkwasserkommission von 500 
Nanogramm/Liter. 
Im Jahr 2008 wurden weitere 
Untersuchungen vorgenommen; 
die Belastung der Klärschlämme 
ist danach rückläufig. Ebenso 
kann für das Grundwasser Ent-
warnung gegeben werden. Den-
noch ist es nicht sinnvoll, Schad-
stoffe, die mit viel Aufwand dem 
Abwasser entnommen wurden, 
mit dem Klärschlamm wieder 
auf Äcker auszubringen. 

Dies zeigt deutlich, dass 
der im Alb-Donau-Kreis kon-
sequent eingeschlagene Weg, 
Klärschlämme thermisch zu ent-
sorgen, richtig war. Zwischen-
zeitlich werden weit über 90 
Prozent des Klärschlammauf-
kommens thermisch verwertet. 
Der Rest wird landbaulich bei-
spielsweise für die Rekultivie-
rung verwendet. Eine landwirt-
schaftliche Verwertung erfolgt 
nicht mehr.

* 1 Mikrogramm = 1 Millionstel Gramm     
** 1 Nanogramm = 1 Milliardstel Gramm
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Asbest – unsichtbarer Gefahrenstoff 
bei Abbruch- und Sanierungsarbeiten

Asbeste sind natürliche mine-
ralische Rohstoffe, die be-

reits vor 4.000 Jahren verwendet 
wurden. Wegen ihrer hervorra-
genden chemischen und physi-
kalischen Eigenschaften – etwa 
der hohen Elastizität bei enor-
mer Langlebigkeit – wurde vor 
allem seit Erfindung des Asbest-
zements zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts kontinuierlich Rohas-
best importiert und überwie-
gend für Dacheindeckungen, 
Fassadenverkleidungen und 
Rohre im Hoch- und Tiefbau 
verwendet.
Die Kehrseite – die starken ge-
sundheitlichen Risiken – ist eben-
falls seit über 100 Jahren bekannt. 
Vor allem bei mechanischer Be-
anspruchung, wenn Asbest in 
lungengängige Fasern zerrieben 
wird und damit eingeatmet wer-
den kann, sind  Spätfolgen zu 
befürchten, wie karzinogene Er-

krankungen (Lungen- und Kehl-
kopfkrebs) oder die Erzeugung 
von Narbengewebe in der Lunge 
(fibrogener Effekt). Die Latenzzeit 
(Zeitraum vom Beginn der Ein-
wirkung bis zur Erkrankung) kann 
je nach Art der Erkrankung 10 bis 
30 Jahre und mehr betragen.

Asbestverarbeitung am Bau 
ist heute nach der Gefahrstoff-
verordnung verboten. Aller-
dings sind bei Beachtung der 
Technischen Regeln für Gefahr-
stoffe (TRGS) Asbest-Abbruch, 
Sanierungen und Instandhal-
tungsarbeiten an bestehenden 
Asbestbauteilen möglich.

Betriebe, die solche Arbeiten 
durchführen wollen, müssen dies 
der Gewerbeaufsicht des Land-
ratsamts mitteilen und über einen 
sachkundigen Verantwortlichen 
verfügen, der ständig an der Bau-
stelle anwesend sein muss. Er ist 
für die Kennzeichnung und Ab-

sperrung der Baustelle zuständig. 
Außerdem muss er die Benutzung 
der Schutzausrüstungen und die 
arbeitsmedizinischen Vorsorge-
untersuchungen sicherstellen. 
Diese Aufsichtsperson ist von den 
TRGS vorgeschrieben und muss 
unter anderem einen behördlich 
anerkannten Sachkundelehrgang 
Asbest nachweisen.
Das Landratsamt überwacht 
den Arbeitsschutz und die sach-
gerechte Abwicklung der Ar-
beiten. Jährlich werden von den 
entsprechenden Firmen 60 bis 
80 Bauvorhaben im Landkreis 
angezeigt.

Besondere Bedeutung hat 
dies momentan durch den 
„Run“ auf umweltfreundliche 
Energien, wenn es um den Bau 
von Photovoltaik-Anlagen auf 
Dächern geht, die mit Wellas-
bestzementplatten eingedeckt 
sind.

Asbest!
Dachsanierung ist nötig.
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Nachrüstung von Aufzugsanlagen 

Zahlreiche schwere und so-
gar tödliche Unfälle in der 

Vergangenheit belegen  - über-
regional beobachtet -, dass La-
stenaufzüge (für den Transport 
von Personen und Lasten) oh-
ne einen zum Schacht hin ab-
geschlossenen Fahrkorb bauart-
bedingt gefährlich sind. 

Ein zuletzt bekannt gewor-
dener Unfall ereignete sich im 
Jahr 2006 in Baden-Württem-
berg, bei dem ein 18-jähriger 
Bankangestellter beim Transport 
eines Behälters eingeklemmt 
und tödlich verletzt wurde.

Die „Achillesferse“ dieser 
immer noch verbreiteten Aufzü-
ge ist der Spalt zwischen Boden 
bzw. Decke des Fahrkorbes und 
der Schachtwand. Hier können 
Körperteile oder die Lasten ein-
geklemmt werden.

Wenn solche Gefahrenlagen 
und damit zusammenhängende 
Unfälle überregional auffallen, 

wird vom Umweltministerium 
häufig mit den Gewerbeauf-
sichtsbehörden der Land- und 
Stadtkreise eine Schwerpunkt-
aktion vereinbart, um das Risi-
kopotenzial zu vermindern. Im 
Rahmen einer solchen Prüfung 
wurden im vergangenen Jahr 
im Alb-Donau-Kreis Betreiber 
von Lastenaufzügen ohne Fahr-
korbabschluss aufgesucht. Stell-
te sich bei der Überprüfung he-
raus, dass die betreffenden Auf-
züge als innerbetriebliche Trans-
portmittel von Arbeitnehmern 
benutzt werden, wurden mit 
den Betreibern Maßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten 
sowie zur Nachrüstung des Auf-
zuges festgelegt.

Sofortmaßnahmen waren 
vor allem die Unterweisung der 
betroffenen Beschäftigten sowie 
eine entsprechende Beschilde-
rung an den Schachttüren und 
im Fahrkorb.

Die nachhaltige Beseitigung der 
Gefahr ist aufwändiger:

Der nachträgliche Einbau QQ
einer Fahrkorbabschlusstür 
ist die technisch beste und 
sicherste Maßnahme. Mög-
lich sind auch 

der Einbau von Sicherheits-QQ
lichtgittern (Lichtschran-
kensystem) als alternative 
Maßnahme mit hoher Si-
cherheit unter bestimmten 
Voraussetzungen, 

der Umbau zu einem Gü-QQ
teraufzug (ohne Personen-
beförderung) bei wenigen 
Haltestellen und wenigen 
Fahrten pro Tag oder 

die Stilllegung eines ent-QQ
behrlichen Lastenaufzuges.

Bei dieser Gelegenheit muss-
te auch festgestellt werden, dass 
die für jeden Arbeitsplatz vor-
geschriebene Gefährdungsbeur-
teilung, in der auch solche Ge-
fahren erfasst und beschrieben 
sein müssen, von den wenigsten 
Arbeitgebern erstellt wurden. Im 
Rahmen der Prüfaktion wurde 
auf das Versäumnis hingewiesen 
und Abhilfe verlangt.

Die dargestellten Maßnah-
men zur Umrüstung der Lasten-
aufzüge befinden sich teilweise 
noch in der Umsetzungsphase. 
Die Schwerpunktaktion ist noch 
nicht abgeschlossen.Lastenaufzug 

ohne ausreichende 
Personensicherung.


